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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Internationale Finanzinstitutionen

Im Dezember genehmigte der Ständerat zwei Geschäfte zum internationalen
Währungsfonds. Zum einen ging es um eine Garantieverpflichtung zuhanden der SNB im
Zusammenhang mit einem Darlehen an den Treuhandfonds für Armutsbekämpfung und
Wachstum, zum anderen um den Beitritt der Schweiz zu den geänderten "Neuen
Kreditvereinbarungen des internationalen Währungsfonds" (IWF). Der Bundesrat war
im September mit den entsprechenden Botschaften an das Parlament gelangt. In der
ersten Vorlage erbat die Landesregierung die Zustimmung der Räte zur Fortführung der
schweizerischen Beteiligung an den Neuen Kreditvereinbarungen, die seit 1998 im
Rahmen des IWF bestehen und überarbeitet werden sollen. Konkret ging es um eine
Aufstockung des Sonderfinanzierungsfonds für ausserordentliche
Stützungsmassnahmen sowie die Flexibilisierung der Mittelbereitstellung im Krisenfall.
Die SNB, welche die Schweiz im Rahmen dieses Abkommens vertritt, sollte dabei
ermächtigt werden, sich mit maximal 10,9 Mia. SZR (ca. 18 Mia. Schweizer Franken) an
internationalen, vom IWF koordinierten Liquiditätsmassnahmen zu beteiligen. Das
Mandat der SNB soll wie beim bisherigen Maximaldarlehen im Umfang von 1,5 Mia. SRZ
auch künftig nicht durch eine Bundesgarantie gedeckt sein. Die kleine Kammer
beschloss einstimmig Eintreten und lehnte mit 30 zu fünf Stimmen einen
Rückweisungsantrag von Maximilian Reimann (svp, AG) ab, der, unterstützt durch
Parteikollegen, das Geschäft an die Aussenpolitische Kommission (APK-NR)
zurückweisen wollte. Gefordert wurde insbesondere eine Prüfung des Verteilschlüssels
und die Limitierung der Schweizer Beiträge. Zudem hinterfragten die sich äussernden
SVP-Ständeräte das Potenzial des IWF, seine Stabilisierungsaufgabe angesichts weiterer
mit Zahlungsschwierigkeiten kämpfender Länder überhaupt noch wahrnehmen zu
können. Die Zustimmung der kleinen Kammer zum Bundesbeschluss erfolgte mit 27 zu
drei Stimmen bei drei Enthaltungen. Die Aussenpolitische Kommission des Nationalrats
(APK-NR) verschob die Behandlung des Geschäfts auf 2011. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2010
SUZANNE SCHÄR

1) BBl, 2010, S. 6106 ff.; AB SR, 2010, S. 1218 ff.; NZZ, 1.7.10; TA 8.12.10.
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